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01Einladung zur Hauptversammlung

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie ein zur 

10. ordentlichen Hauptversammlung der ThyssenKrupp ag, 

die am Freitag, dem 23. Januar 2009, 10.00 Uhr, 

im RuhrCongress, Stadionring 20, 44791 Bochum, 

stattfindet.

ThyssenKrupp AG, Duisburg und Essen
– ISIN DE0007500001 –
– Wertpapier-Kenn-Nr. 750 000 –

Einladung zur Hauptversammlung
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Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der ThyssenKrupp AG und 
des Konzernabschlusses zum 30. September 2008, der Lageberichte der 
ThyssenKrupp ag und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2007/2008, des 
Berichts des Aufsichtsrats sowie des erläuternden Berichts des Vorstands 
zu den Angaben nach §§ 289 Absatz 4, 315 Absatz 4 HGB

	 Die vorgenannten Unterlagen sind im Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link 

„Hauptversammlung“ veröffentlicht und können dort eingesehen werden. Sie werden den Aktio-

nären auf Anfrage auch zugesandt.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

	 Aus dem Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2007/2008 sollen 1,30 € je dividendenberechtigter 

Stückaktie ausgeschüttet werden. Die Dividende soll am 26. Januar 2009 ausgezahlt werden.  

Eigene Aktien der Gesellschaft sind nicht dividendenberechtigt. Bis zur Hauptversammlung kann 

sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Haupt-

versammlung bei unveränderter Ausschüttung von 1,30 € je dividendenberechtigter Stückaktie 

ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2007/2008 

in Höhe von 668.835.757,20 € wie folgt zu verwenden: 

	 • 	 Ausschüttung einer Dividende von 1,30 €   

	 je dividendenberechtigter Stückaktie:	 602.515.539,60 €

	

	 •	 Vortrag auf neue Rechnung:	 66.320.217,60 €

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2007/2008 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2007/2008 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

5.		 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG ag Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum Ab-

schlussprüfer und zum Prüfer für die prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für das  

Geschäftsjahr 2008/2009 zu wählen.
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6.		 Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien und zum Ausschluss des Bezugsrechts

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht 

gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. 

Da die von der Hauptversammlung am 18. Januar 2008 beschlossene Ermächtigung im Juli 2009 

ausläuft, soll der Hauptversammlung ein neuer Ermächtigungsbeschluss vorgeschlagen werden. 

Der Beschlussvorschlag regelt die Möglichkeiten der Gesellschaft zum Erwerb und der anschlie-

ßenden Verwendung eigener Aktien. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a)	 Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des derzeitigen Grund-

kapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen  

Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzu-

rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung 

darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

b)	 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines 

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft 

ausgeübt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 22. Juli 2010. Die von der Hauptversamm-

lung der Gesellschaft am 18. Januar 2008 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen Ermächtigungsbeschlusses auf-

gehoben.

c)	 Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines öffentlichen Kauf-

angebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots oder 

mittels Eigenkapitalderivaten (Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden):

•	 Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte  

Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die  

Eröffnungsauktion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) um nicht mehr als 5 % über- oder unterschreiten.

•	 Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot bzw. eine öffentliche Aufforderung 

zur Abgabe eines Kaufangebots, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 

Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse 

im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der öffent-

lichen Aufforderung zur Abgabe eines Kaufangebots um nicht mehr als 10 % über- oder 

unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der  

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Kaufangebots erhebliche Abweichungen 

des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines  

solchen Angebots angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der 

drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung abgestellt. 

Das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots kann weitere  

Bedingungen vorsehen. Sofern das Kaufangebot überzeichnet ist bzw. im Fall einer Auffor-

derung zur Abgabe eines Angebots von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht sämt-

liche angenommen werden, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte  

Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb angebotener Aktien je Aktionär 

kann vorgesehen werden.
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•	 Erfolgt der Erwerb mittels Eigenkapitalderivaten in Form von Put- oder Call-Optionen oder 

einer Kombination aus beiden, müssen die Optionsbedingungen sicherstellen, dass die Opti-

onen nur mit solchen Aktien bedient werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungs-

grundsatzes erworben wurden. Die Laufzeit der Optionen muss spätestens am 22. Juli 2010 

enden.

		  Die von der Gesellschaft für Call-Optionen gezahlte und für Put-Optionen vereinnahmte  

Optionsprämie darf nicht wesentlich über bzw. unter dem nach anerkannten finanzmathe-

matischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen liegen, 

bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen 

ist. Der bei Ausübung einer Option zu zahlende Kaufpreis je Aktie der Gesellschaft („Aus-

übungspreis“) darf den Durchschnitt der Schlusskurse im Xetra-Handelssystem (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei letzten Börsenhandelstagen vor Abschluss 

des betreffenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten  

(jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten 

Optionsprämie).

		  Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der vorstehenden Re-

gelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Optionsgeschäfte mit der Gesellschaft  

abzuschließen, in entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. 

Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Optionsgeschäften besteht auch insoweit nicht, 

als beim Abschluss von Optionsgeschäften ein bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss 

von Optionsgeschäften bezogen auf geringere Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird.

		  Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien an die Gesellschaft nur, soweit 

die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Optionsgeschäften zur Abnahme der Aktien 

verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

d)	 Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die auf Grund dieser oder einer 

früheren Ermächtigung erworben wurden, zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbe-

sondere auch zu den folgenden Zwecken zu verwenden:

aa)	Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im vereinfachten  

Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen  

Betrages der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. 

Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. Von der  

Ermächtigung zur Einziehung kann mehrfach Gebrauch gemacht werden. Erfolgt die  

Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stück-

aktien in der Satzung ermächtigt.

bb)	Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 

an die Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 

veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft 

zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

cc)	Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere auch im Zusammen-

hang mit dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbe-

teiligungen sowie Zusammenschlüssen von Unternehmen.

dd)	Die Aktien können auch zur Erfüllung von Umtauschrechten aus von der Gesellschaft 

oder von Konzernunternehmen der Gesellschaft begebenen Wandelschuldverschrei-

bungen verwendet werden.

e)	 Die Ermächtigungen unter lit. d), aa) bis dd) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 

Gesellschaft, die auf Grund von § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden.
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f)	 Die Ermächtigungen unter lit. d) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln 

oder gemeinsam, die Ermächtigungen gemäß lit. d), bb) bis dd) können auch durch abhän-

gige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren Rech-

nung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden.

g)	 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie  

diese Aktien gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter lit. d), bb) bis dd) verwendet werden.

h)	 Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands auf Grund dieses Haupt-

versammlungsbeschlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuld-
verschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts

	 Die von der Hauptversammlung vom 23. Januar 2004 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen mit Umtauschrechten oder -pflichten auf eigene Aktien der Gesellschaft 

sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts läuft am 22. Januar 2009 aus und soll erneuert werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf 

den Inhaber lautende Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 2.000.000.000 €  

zu begeben und den Inhabern von Schuldverschreibungen Umtauschrechte auf insgesamt 

bis zu 50.000.000 eigene, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem 

anteiligen rechnerischen Betrag am Grundkapital der Gesellschaft von bis zu 128.000.000 € 

nach näherer Maßgabe der jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen (Wandelbe-

dingungen) zu gewähren (Wandelschuldverschreibungen). Die Wandelschuldverschreibungen 

können außer in Euro (€) auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Staates – unter  

Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert von maximal 2.000.000.000 € – begeben 

werden. Die Ermächtigung gilt auch für die Übernahme der Garantie für Wandelschuldverschrei-

bungen und die Gewährung von Umtauschrechten auf eigene Stückaktien der Gesellschaft, 

soweit die Wandelschuldverschreibungen von Konzernunternehmen der Gesellschaft bege-

ben werden. Die Laufzeit der Wandelschuldverschreibungen kann bis zu 20 Jahren betragen. 

Die Ermächtigung des Vorstands gilt bis zum 22. Januar 2014.

b)	 Die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen erhalten das Recht, ihre Wandelschuldver-

schreibungen nach Maßgabe der vom Vorstand näher festzulegenden Wandelbedingungen 

in eigene Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Der anteilige Betrag am Grundkapital 

der je Wandelschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag 

bzw. einem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Wandelschuldverschrei-

bung entsprechen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags der 

Wandelschuldverschreibung oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags der 

Wandelschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Stückaktie der 

Gesellschaft. Es kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Im Übrigen kann eine 

von den Inhabern der Wandelschuldverschreibungen in bar zu leistende Zuzahlung sowie die 

Zusammenlegung von Spitzenbeträgen und/oder ein Ausgleich in Geld festgelegt werden.

c)	 Der festzusetzende Wandlungspreis für eigene Aktien darf 80 % des Durchschnitts nicht 

unterschreiten, der sich aus den Schlusskursen im Xetra-Handelssystem (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen 

Ankündigung eines Angebots zur Zeichnung von Wandelschuldverschreibungen bzw. vor Ab-



gabe der Annahmeerklärung durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforderung 

zur Abgabe von Zeichnungsangeboten errechnet. Bei einem Bezugsrechtshandel sind die 

Schlusskurse an den Tagen des Bezugsrechtshandels mit Ausnahme der letzten beiden Bör-

sentage des Bezugsrechtshandels maßgeblich.

d)	 Die Wandelbedingungen können auch eine Umtauschpflicht zum Ende der Laufzeit vorsehen. 

Die Gesellschaft ist berechtigt, eine etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag der Wandel- 

schuldverschreibung und einem in den Wandelbedingungen näher zu bestimmenden Börsen-

preis der Aktien zum Zeitpunkt des Pflichtumtausches, mindestens jedoch 80 % des Börsenkurses 

der Aktien zum Zeitpunkt der Begebung der Wandelschuldverschreibungen multipliziert mit 

dem Umtauschverhältnis, ganz oder teilweise in bar auszugleichen.

Die Wandelbedingungen können ferner das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der 

Wandlung nicht eigene Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der für die 

Anzahl der andernfalls zu liefernden eigenen Aktien dem durchschnittlichen Schlusskurs der 

Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

während der letzten 20 Börsenhandelstage vor oder nach Erklärung der Wandlung entspricht.

e)	 Der Wandlungspreis wird unbeschadet des § 9 Absatz 1 AktG auf Grund einer Verwässerungs-

schutzklausel nach näherer Bestimmung der Wandelbedingungen durch Zahlung eines ent-

sprechenden Betrages in bar bei Ausnutzung des Wandlungsrechts bzw. durch Herabsetzung 

der Zuzahlung ermäßigt, wenn die Gesellschaft während der Wandlungsfrist unter Einräumung 

eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Wandelschuldver-

schreibungen begibt bzw. sonstige Wandlungsrechte gewährt und den Inhabern von Wandlungs-

rechten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des 

Wandlungsrechts zustehen würde. Statt einer Zahlung in bar bzw. einer Herabsetzung der Zuzah-

lung kann auch – soweit möglich – das Umtauschverhältnis durch Division mit dem ermäßigten 

Wandlungspreis angepasst werden. Die Wandlungsbedingungen können darüber hinaus für den 

Fall der Kapitalherabsetzung eine Anpassung der Wandlungsrechte vorsehen.

f)	 Den Aktionären steht grundsätzlich das Bezugsrecht auf die Wandelschuldverschreibungen 

zu. Sie können auch im Wege des mittelbaren Bezugsrechts an Kreditinstitute mit der Verpflich-

tung ausgegeben werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Wan-

delschuldverschreibungen auszuschließen, 

•	 um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht 

der Aktionäre auszunehmen;

•	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor durch die Gesellschaft oder 

Konzernunternehmen ausgegebenen Wandlungsrechten auf Aktien der Gesellschaft ein Be-

zugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungsrechts 

zustehen würde;

•	 sofern sie gegen Barzahlung ausgegeben werden und der Vorstand nach pflichtgemäßer 

Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabebetrag für die Wandelschuldverschrei-

bungen deren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert nicht wesentlich unterschreitet; dabei darf die Summe der auf Grund von Wandel-

schuldverschreibungen nach dieser Ermächtigung umzutauschenden eigenen Aktien ent-

sprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zusammen mit anderen gemäß dieser gesetzlichen 

Bestimmung während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegebenen oder veräußerten 

Aktien der Gesellschaft nicht 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung übersteigen.
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g)	 Der Vorstand wird ermächtigt, gegebenenfalls im Einvernehmen mit den Organen der die 

Wandelschuldverschreibungen begebenden Konzerngesellschaften, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats der Gesellschaft, die weiteren Bedingungen der Wandelschuldverschreibungen 

festzulegen, insbesondere Währung, Zinssatz, Ausgabebetrag, Laufzeit und Stückelung der 

Wandelschuldverschreibungen, Wandlungspreis und -zeitraum, Umtauschverhältnis und Zahlung 

des Gegenwertes in Geld anstelle des Umtausches in eigene Aktien.

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 
Absatz 3 und 4 AktG zu Tagesordnungspunkt 6

Die bis zum 17. Juli 2009 befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll durch Beschluss der 

Hauptversammlung erneuert werden, um der Gesellschaft die Möglichkeit zu erhalten, über diesen 

Zeitpunkt hinaus eigene Aktien erwerben zu können. Zusätzlich zu den bisherigen Erwerbsmöglich-

keiten ist der Einsatz von Eigenkapitalderivaten vorgesehen:

Erwerb über ein Kaufangebot

Neben dem Erwerb über die Börse soll es der Gesellschaft auch möglich sein, eigene Aktien durch ein 

öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot oder durch die öffentliche Auf-

forderung zur Abgabe eines solchen Angebots zu erwerben. Dabei ist der aktienrechtliche Gleichbehand-

lungsgrundsatz zu beachten. Bei der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots können die 

Adressaten der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung einer Preisspanne – zu 

welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten möchten. Sofern ein öffentliches Kaufangebot über-

zeichnet ist bzw. im Falle einer Aufforderung zur Abgabe eines Angebots von mehreren gleichwertigen 

Angeboten nicht sämtliche angenommen werden können, muss die Annahme nach Quoten erfolgen.  

Jedoch soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten 

bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der 

Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische 

Abwicklung zu erleichtern. Der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne 

je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Durchschnitt der Schlusskurse im Xetra-Handelssystem 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröf-

fentlichung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Kaufangebots um nicht 

mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots 

bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines solchen Angebots erhebliche Abweichungen des 

maßgeblichen Kurses, so kann stattdessen auch auf den Durchschnittskurs der drei Börsenhandelstage 

vor der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung abgestellt werden. Das Kaufangebot bzw. die Auffor-

derung zur Abgabe eines solchen Angebots kann weitere Bedingungen vorsehen.

Erwerb über Eigenkapitalderivate (Put- oder Call-Option)

Durch die zusätzliche, in der Praxis vieler DAX-Unternehmen mittlerweile etablierte Handlungsalternative 

des Erwerbs eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten werden die Möglichkeiten der 

Gesellschaft erweitert, den Erwerb eigener Aktien in optimaler Weise zu strukturieren. Für die Gesell-

schaft kann es unter Umständen vorteilhaft sein, Put-Optionen zu verkaufen, Call-Optionen zu er-

werben oder Aktien der Gesellschaft durch eine Kombination aus Put- und Call-Optionen zu kau-

fen, anstatt eigene Aktien der Gesellschaft unmittelbar zu erwerben. Dabei muss die Laufzeit der 

Optionen dergestalt gewählt werden, dass die Aktien in Ausübung der Optionen nicht nach dem  

22. Juli 2010 erworben werden. Dies stellt sicher, dass die Gesellschaft nach Auslaufen der bis zu 

diesem Datum gültigen (erneuerten) Ermächtigung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG keine eigenen Aktien 

auf dieser Grundlage erwirbt.

Die Gesellschaft räumt dem Erwerber einer Put-Option das Recht ein, Aktien der Gesellschaft 

zu einem in der Put-Option festgelegten Preis (Ausübungspreis) an die Gesellschaft zu verkaufen. 

Für dieses Recht erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, die unter Berücksichtigung unterschied-

licher Parameter – unter anderem Ausübungspreis und Laufzeit der Option, Volatilität der Aktien der 

Gesellschaft – dem Wert des durch die Put-Option eingeräumten Veräußerungsrechts entspricht. Übt 
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der Erwerber die Put-Option aus, so vermindert die von ihm gezahlte Optionsprämie den von der Ge-

sellschaft für den Erwerb der Aktien insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put-Option 

ist für den Erwerber der Put-Option nur dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie zum 

Zeitpunkt der Ausübung der Put-Option unter dem Ausübungspreis liegt, denn in diesem Fall kann 

der Erwerber die Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen. Aus Sicht der Gesellschaft bietet 

der Einsatz von Put-Optionen umgekehrt den Vorteil, dass der Ausübungspreis bereits bei Abschluss 

des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Übt der 

Erwerber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, 

kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die 

vereinnahmte Optionsprämie. 

Erwirbt die Gesellschaft eine Call-Option, so erhält sie gegen Zahlung einer Optionsprämie das 

Recht, eine zuvor festgelegte Anzahl von eigenen Aktien zu einem zuvor fest vereinbarten Preis (Aus-

übungspreis) vom Verkäufer der Option zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesell-

schaft in dem Fall wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie über dem Ausübungspreis liegt, 

denn in diesem Fall kann die Gesellschaft die Aktien zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Verkäufer 

kaufen. Durch den Erwerb von Call-Optionen kann die Gesellschaft z. B. Kursrisiken eingrenzen, wenn 

sie selbst zur Übertragung von Aktien zu einem späteren Zeitpunkt verpflichtet ist, etwa im Rahmen 

von Umtauschrechten aus Wandelschuldverschreibungen.

Als Kaufpreis für die Aktien der Gesellschaft ist von der Gesellschaft der in der jeweiligen Option 

vereinbarte Ausübungspreis zu entrichten. Der Ausübungspreis kann über oder unter dem Börsen-

kurs der Aktie der Gesellschaft am Tag des Abschlusses des Optionsgeschäfts liegen, darf aber den 

durchschnittlichen Schlusskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) an den letzten drei Handelstagen 

vor Abschluss des jeweiligen Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht 

mehr als 10 % unterschreiten; hierbei sind Erwerbsnebenkosten nicht, wohl aber die erhaltene bzw. ge-

zahlte Optionsprämie zu berücksichtigen. Die von der Gesellschaft bei Call-Optionen zu zahlende und 

bei Put-Optionen zu vereinnahmende Optionsprämie darf nicht wesentlich über bzw. unter dem nach 

anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 

jeweiligen Optionen liegen. Bei der Ermittlung des theoretischen Marktwerts der jeweiligen Optionen 

ist unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen.

Die Gestaltung der vorgeschlagenen ergänzenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter 

Einsatz von Derivaten schließt es aus, dass Aktionäre beim Rückkauf eigener Aktien unter Einsatz 

von Derivaten wirtschaftlich benachteiligt werden: mit der vorstehend beschriebenen Festlegung von 

Ausübungspreis und Optionsprämie sowie der zwingenden Vorgabe, die Optionen nur mit solchen 

Aktien der Gesellschaft zu bedienen, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben 

wurden, wird sichergestellt, dass die Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt und 

die an den Optionsgeschäften nicht beteiligten Aktionäre der Gesellschaft daher keinen wertmäßigen 

Nachteil erleiden. Dies entspricht der Stellung der Aktionäre bei einem Aktienrückkauf über die Börse, 

bei dem nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen können. Die Vorgaben 

für die Ausgestaltung der Optionen stellen ebenso wie die Vorgaben für die zur Erfüllung der Options-

rechte einzusetzenden Aktien sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleich-

behandlung der Aktionäre umfassend Rechnung getragen wird. Vor diesem Hintergrund ist es, auch 

hinsichtlich des dem § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zugrunde liegenden Rechtsgedankens, gerechtfertigt, 

dass den Aktionären kein Recht zustehen soll, derartige Optionsgeschäfte mit der Gesellschaft abzu-

schließen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Optionsgeschäften mit der Gesellschaft besteht 

auch insoweit nicht, als bei Abschluss von Optionsgeschäften ein bevorrechtigtes Angebot für den 

Abschluss von Optionsgeschäften bezogen auf geringe Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird. Die 

Gesellschaft erhält durch den Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts die Möglichkeit, 

Optionsgeschäfte kurzfristig abzuschließen. Diese Möglichkeit wäre bei einem Angebot zum Erwerb 

von Optionen an alle Aktionäre bzw. bei einem Angebot zum Erwerb von Optionen von allen Aktionären 

nicht in gleicher Weise gegeben. 

Den Aktionären der Gesellschaft soll ein Recht auf Andienung ihrer Aktien beim Rückkauf eigener 

Aktien unter Einsatz von Derivaten nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den jeweiligen Optionen 

gerade ihnen gegenüber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Anderenfalls könnten Derivate für 

08
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den Rückerwerb eigener Aktien nicht eingesetzt werden, und die damit für die Gesellschaft verbun-

denen Vorteile könnten nicht realisiert werden.

Der Vorstand hält die Nicht-Gewährung bzw. die Einschränkung des Andienungsrechts nach sorg-

fältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft auf Grund der 

Vorteile, die sich aus dem Einsatz von Derivaten beim Aktienrückkauf für die Gesellschaft ergeben, 

für gerechtfertigt. 

Verwendung eigener Aktien

Die auf Grund dieses sowie früherer Ermächtigungsbeschlüsse erworbenen eigenen Aktien dürfen zu 

allen gesetzlich zulässigen Zwecken verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden:

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen eigenen Aktien außerhalb der 

Börse gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, 

dass die Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung 

wird von der in § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Dem Ge-

danken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien 

nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesentlich 

unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht 

zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach 

den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. 

Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr 

als 5 % des aktuellen Börsenpreises betragen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % 

des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 

im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, 

ihre Beteiligungsquote durch Kauf von ThyssenKrupp Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Die 

Ermächtigung liegt im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft. Sie ermög-

licht es insbesondere, Aktien auch gezielt an Kooperationspartner auszugeben.

Die Veräußerung der eigenen Aktien kann auch gegen Sachleistung unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre erfolgen. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, eigene Aktien 

unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 

im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen anbieten zu können. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirt-

schaft verlangen nicht selten in derartigen Transaktionen die Gegenleistung in Form von Aktien. Die 

hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum, sich 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen schnell und flexibel sowohl national als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu 

können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung 

der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre ange-

messen gewahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung 

gewährten Aktien am Börsenpreis der ThyssenKrupp Aktien orientieren. Eine schematische Anknüpfung 

an einen Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergeb-

nisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen.

Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre zur Erfüllung von Umtauschrechten von Inhabern von durch die Gesellschaft oder deren 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen verwendet werden können. Es 

kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene Aktien 

zur Erfüllung der Umtauschrechte einzusetzen.

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht nur hinsichtlich solcher Aktien Ge-

brauch gemacht werden, die auf Grund dieses oder eines früheren Ermächtigungsbeschlusses erworben  

wurden. Die Ermächtigung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die nach § 71 d Satz 5 AktG erworben 

wurden. Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in gleicher Weise wie die 

auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien verwenden zu können.
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Die auf Grund dieses oder eines früheren Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien 

können von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. 

Entsprechend § 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die Einziehung 

ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit eine Herabsetzung des Grund-

kapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Ein- 

ziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung der eigenen 

Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stück-

aktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erfor-

derlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden 

Anzahl der Stückaktien vorzunehmen.

Der Aufsichtsrat kann im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessens bestimmen, dass Maßnah-

men des Vorstands auf Grund der Hauptversammlungsermächtigung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG nur 

mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung un-

terrichten.

Bericht des Vorstands gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186  
Absatz 3 und 4 AktG zu Tagesordnungspunkt 7

Die Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen kann der Gesellschaft je nach Marktlage attraktive 

Finanzierungsmöglichkeiten bieten, um dem Unternehmen zinsgünstig Kapital zukommen zu lassen 

und somit eine angemessene Kapitalausstattung der Gesellschaft zu erreichen. Die Ausgabe von Wandel-

schuldverschreibungen ergänzt somit, etwa neben dem Einsatz genehmigten Kapitals, die Möglichkeiten  

zur Unternehmensfinanzierung. Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Januar 2004 

beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 

läuft zum 22. Januar 2009 aus. Die Gesellschaft soll in die Lage versetzt werden, auch nach dem  

22. Januar 2009 Finanzierungsbedarf durch Ausgabe derartiger Finanzierungsinstrumente zu decken. 

Die nunmehr vorgeschlagene neue Ermächtigung des Vorstands sieht daher vor, dass Wandel-

schuldverschreibungen einmalig oder mehrmals bis zu einem Gesamtnennbetrag von maximal 

2.000.000.000 € mit Umtauschrechten oder Umtauschpflichten auf eigene Aktien der Gesellschaft 

ausgegeben werden können. Die Ausgabe neuer Aktien zu diesem Zweck ist nicht vorgesehen. Die 

näheren Einzelheiten der Wandelbedingungen sind vom Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 

festzulegen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft zudem die erforderliche Flexibilität, Wandel-

schuldverschreibungen selbst oder über Konzerngesellschaften zu platzieren. Sie umfasst auch die 

Möglichkeit, für von Konzerngesellschaften ausgegebene Wandelschuldverschreibungen die Garantie 

zu übernehmen und Wandlungsrechte durch eigene Aktien zu bedienen. 

Die Wandelschuldverschreibungen können am Markt entweder in Form einer öffentlichen Bekannt-

machung eines Angebots zur Zeichnung oder in Form einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Zeichnungsangeboten platziert werden. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Wandelschuldver-

schreibung zu beziehenden Aktien darf höchstens dem Nennbetrag bzw. einem unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabebetrag der Wandelschuldverschreibungen entsprechen.

Der Wandlungspreis bzw. das jeweils festzusetzende Umtauschverhältnis für eine Aktie muss min-

destens 80 % des Durchschnitts der Schlusskurse im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den drei Börsenhandelstagen vor der öffentlichen Bekanntmachung entsprechen. 

Die Möglichkeit, eine Umtauschpflicht zu begründen, führt zu einer Erweiterung der Ausgestaltung 

dieses Finanzierungsinstruments. Etwaige Nachteile aus einer Umtauschpflicht können ganz oder teil-

weise durch Barzahlung ausgeglichen werden. 

Grundsätzlich steht den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Wandelschuldverschreibungen zu. 

Daneben soll der Vorstand auch ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf die 

auszugebenden Wandelschuldverschreibungen innerhalb der durch die Ermächtigung im Einzelnen 

und konkret vorgegebenen Grenzen auszuschließen:
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•	 Der Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzenbeträgen ermöglicht die Auf- und Abrundung auf volle 

Beträge und erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Auch ist es sinnvoll und üblich, 

den Inhabern von bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht für den Fall einzu-

räumen, dass die Ermächtigung zur Begebung der Schuldverschreibungen teilweise ausgenutzt wird. 

Damit braucht der Wandlungspreis von bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen nicht nach den 

bestehenden Anleihebedingungen ermäßigt zu werden. Schuldverschreibungen können dadurch in 

mehreren Tranchen und somit attraktiver platziert werden. Auch dieser Fall des Bezugsrechtsaus-

schlusses liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

•	 Ferner kann es zweckmäßig sein, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um eine Wandel-

schuldverschreibung schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Kapitalmarkt platzieren zu 

können. Der Vorstand ist daher in den Fällen des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen. Angesichts der Volatilität an den Aktien-

märkten ist es nötig, dass die Gesellschaft nicht an einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist, 

um einen möglichst hohen Emissionserlös erzielen zu können. Ansonsten wäre ein nicht unerheblicher 

Sicherheitsabschlag für die Sicherstellung der Attraktivität der Konditionen und der Erfolgschancen 

der Begebung der Wandelschuldverschreibungen erforderlich. Zwar gestattet § 186 Absatz 2 AktG eine 

Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Wandelschuldverschreibungen der Konditionen 

dieser Finanzinstrumente) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der beschriebenen  

Volatilität an den Aktienmärkten würde aber auch dieses über mehrere Tage bestehende Marktrisiko, 

insbesondere das Risiko nachteiliger Kursveränderungen, zu Sicherheitsabschlägen bei der Fest- 

legung der Konditionen der Wandelschuldverschreibungen und somit zu weniger marktnahen  

Konditionen führen. Bei einer Platzierung von Wandelschuldverschreibungen mit einem Bezugsrecht 

der Aktionäre besteht ferner bis zum Ablauf der Bezugsfrist Unsicherheit darüber, in welchem Umfang 

Bezugsrechte ausgeübt werden und in welchem Umfang eine Platzierung bei Investoren stattfinden 

kann. Hierdurch kann eine erfolgreiche Platzierung erschwert und zusätzliche Aufwendungen not-

wendig werden.

Die Interessen der Aktionäre werden hierbei jedoch dadurch gewahrt, dass die Wandelschuldverschrei-

bungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden und dadurch eine nennenswerte 

wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien der Gesellschaft verhindert wird. Dabei ist der 

theoretische Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen Methoden zu ermitteln. Der 

Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapi-

talmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering wie möglich halten. Ferner ist zu berücksichtigen, 

dass bei Ausnutzung des Bezugsrechtsausschlusses insgesamt, d. h. auch unter Berücksichtigung 

sonstiger nach § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegebener 

oder veräußerter Aktien der Gesellschaft, die Kapitalgrenze von 10 % des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 

nicht überschritten wird. Damit wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null 

sinken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtausschluss kein nennenswerter wirtschaft-

licher Nachteil entstehen kann. Die Aktionäre haben ferner die Möglichkeit, ihren Anteil am Grund- 

kapital auch nach Ausübung von Wandlungsrechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien der Gesell-

schaft über die Börse zu annähernd gleichen Bedingungen aufrecht zu erhalten.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 17 der 

Satzung unserer Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter der 

nachfolgend genannten Adresse anmelden und einen von ihrem depotführenden Institut erstellten 

besonderen Nachweis ihres Aktienbesitzes an diese Adresse übermitteln:

ThyssenKrupp AG

c/o Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG

CBD5HV

80311 München

Telefax: (089) 5400-2519

E-Mail: hauptversammlungen@hvb.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 02. Januar 2009 beziehen und der 

Gesellschaft zusammen mit der Anmeldung spätestens bis zum Ablauf des 16. Januar 2009 unter der 

genannten Adresse zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der Text-

form und müssen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein.

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den Aktionären 

von der Anmeldestelle Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen 

Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Eintritts-

karte für die Teilnahme an der Hauptversammlung bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die 

erforderliche Anmeldung und der Nachweis des maßgeblichen Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen 

durch das depotführende Institut vorgenommen.

Wie in den Vorjahren wird jedem Aktionär grundsätzlich nur eine Eintrittskarte zur Hauptversamm-

lung ausgestellt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der Gesellschaft eingeteilt 

in 514.489.044 Stückaktien. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der 

Einberufung der Hauptversammlung 51.015.552 eigene Aktien. Hieraus stehen ihr keine Rechte zu. Die 

Gesamtzahl der teilnahme- und stimmberechtigten Aktien beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung 463.473.492.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können ihr Stimmrecht 

durch Bevollmächtigte, z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen.  

Soweit die Vollmacht nicht einem Kreditinstitut, einer Aktionärsvereinigung oder anderen, mit diesen  

gemäß den aktienrechtlichen Bestimmungen gleichgestellten Personen oder Institutionen erteilt wird,  

bedarf die Vollmacht der Schriftform.

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter  

ausüben lassen. Diesen Stimmrechtsvertretern müssen dazu eine Vollmacht und besondere Weisungen 

für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungs-

gemäß abzustimmen; sie können die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft  

benannten Stimmrechtsvertreter wahlweise schriftlich oder gemäß dem von der Gesellschaft fest-

gelegten Verfahren elektronisch über das Internet erteilt werden. Per Internet können Vollmacht und 

Weisungen auch noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung erteilt oder 

geändert werden. Zur Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

wird ebenfalls eine Eintrittskarte für die Hauptversammlung benötigt.
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Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und Weisungs-

erteilung erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt. Entsprechende Informationen 

sind auch im Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link „Hauptversammlung“ einsehbar.

Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Alle Aktionäre der ThyssenKrupp AG sowie die interessierte Öffentlichkeit können die Hauptversamm-

lung auf Anordnung des Versammlungsleiters am 23. Januar 2009 ab 10.00 Uhr in voller Länge live 

im Internet unter www.thyssenkrupp.com verfolgen. Der uneingeschränkte Onlinezugang zur Live-

Übertragung wird über den Link „Hauptversammlung“ ermöglicht. Die Eröffnung der Hauptversamm-

lung durch den Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstandsvorsitzenden stehen auch nach der 

Hauptversammlung als Aufzeichnung zur Verfügung.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß den §§ 126 und 127 AktG

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung 

sind ausschließlich an die nachstehende Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenanträge 

und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.

ThyssenKrupp AG

Zentralbereich Investor Relations

August-Thyssen-Straße 1

40211 Düsseldorf

Telefax: (0211) 824-6031000

E-Mail: ir@thyssenkrupp.com

Bis spätestens zum Ablauf des 08. Januar 2009 bei vorstehender Adresse mit Nachweis der Aktionärs-

eigenschaft eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden den anderen Aktionären im 

Internet unter www.thyssenkrupp.com über den Link „Hauptversammlung“ unverzüglich zugänglich 

gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden nach dem 08. Januar 2009 ebenfalls 

unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.

Veröffentlichung im elektronischen Bundesanzeiger

Die Hauptversammlung am 23. Januar 2009 ist durch Veröffentlichung der vorstehenden Tagesord-

nung am 11. Dezember 2008 im elektronischen Bundesanzeiger einberufen worden.

Duisburg und Essen, im Dezember 2008

ThyssenKrupp AG

Der Vorstand
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